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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Am 14. Oktober 2021 gab ein Komitee, unter anderem bestehend aus Personen aus dem
Gesundheitsbereich, Juristinnen und Juristen, Theologinnen und Theologen sowie der
EVP-Nationalrätin Marianne Streiff (evp, BE), die Lancierung eines Referendums zur
Änderung des Transplantationsgesetzes bekannt. Das Komitee bekämpfte damit den
indirekten Gegenvorschlag zur Organspende-Initiative, welcher eine erweiterte
Widerspruchslösung bei der Entnahme von Organen vorsah. Das Referendumskomitee
gab zu bedenken, dass durch dieses Gesetz vor allem die sozial Schwächsten
benachteiligt würden. Zudem nehme der Druck auf die Angehörigen zu und es bestehe
das Risiko, dass diese einer Organentnahme nur aufgrund der Angst, als gesellschaftlich
unsolidarisch abgestempelt zu werden, zustimmen würden. Weiter sei die körperliche
und geistige Unversehrtheit durch die Bundesverfassung garantiert. Durch die
Widerspruchlösung müsse dieses Recht nun aber «speziell eingefordert werden». Im
Januar 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass die Abstimmung zur Gesetzesänderung
am 15. Mai 2022 erfolgen soll, falls das diesbezüglich ergriffene Referendum zustande
kommt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.10.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

1) Medienmitteilung Referendumskomitee vom 14.10.21
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